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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/6 — 92001 —5303/68 


Bonn, den 11. Juni 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 323. Sitzung am 26. April 1968 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf wie folgt Stellung genommen: 

Artikel 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 3 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft mit Aus- 
nahme des Artikels 1 Nr. 3 und 4, die am Tage nach der 
Verkündung in Kraft treten." 

Begründung 

Die Einführung der in § 24 a vorgesehenen Bußgeldnorm 
hat erhebliche praktische Bedeutung. Das Gesetz sollte des- 
halb nicht schon am Tage nach der Verkündung in Kraft 
treten, sondern erst nach einer bestimmten Frist nach der 
Verkündung, um es den Verfolgungsbehörden und auch 
der Bevölkerung zu ermöglichen, sich auf die neuen Vor- 
schriften einzustellen. Das vorgeschlagene Datum empfiehlt 
sich im Hinblick auf Artikel 167 Abs. 2 EGOWiG. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen. 

Die Bundesregierung hat dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates zugestimmt. 


Kiesinger 


Drude; Bonner Universitäts-Buchdruckerei. 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz *) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Nach § 24 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.§ 24 a 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Straßen- 
verkehr ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er min- 
destens 0,8 Promille Alkohol im Blut hat. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer die Tat 
fahrlässig begeht. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden." 


3 In der Fassung von Artikel 3 des Entwurfs eines Ein- 
führungsgesetzes zum Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten (EGOWiG) — Drucksache V/2601 — 


2. In § 25 Abs. 1 Satz 1 werden hinter den Worten 
„begangen hat," die Worte „oder wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 24 a" eingefügt. 

3. In § 26 Abs. 1 Satz 1 werden hinter den Worten 
„begangen werden," die Worte „und bei Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 24 a" eingefügt. 

4. In § 28 Nr. 3 werden die Worte „nach § 24" durch 
die Worte „nach den §§ 24 und 24 a" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Absatz 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Jar uar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A 

Vorbemerkung 

I. Die Gefährdung des Straßenverkehrs 
durch Alkoholeinfluß 

Verkehrsunfälle hängen von vielen Faktoren, wie 
Witterungs- und Straßenverhältnissen, technischen 
Mängeln an Fahrzeugen oder im Verkehrsraum so- 
wie menschlichen Fehlleistungen in vielfältigen Er- 
scheinungsformen ab. Die amtliche Straßenverkehrs- 
unfallstatistik und andere spezielle Untersuchungen 
zeigen allerdings, daß die weitaus überwiegende 
Mehrzahl aller Unfallursachen auf menschliches Ver- 
halten zurückzuführen ist. Von 100 Ursachen ent- 
fielen z. B. 1965 88 auf die Verkehrsteilnehmer, da- 
von 78 auf Fahrzeugführer und 10 auf Fußgänger. 
Nur 8 der Unfallursachen waren auf Straßenver- 
hältnisse, 2 auf Fahrzeugmängel und der Rest (2) auf 
Witterungseinflüsse, Hindernisse usw. zurückzufüh- 
ren. 

Unter den Fehlern, die Fahrzeugführern zugeschrie- 
ben werden, v/ird zwar die Unfallursache „Alkohol- 
einfluß'' nicht an erster Stelle genannt; sie gehört 
gleichwohl zu den häufigsten Unfallursachen. Außer- 
dem kommt ihr deshalb ganz besondere Bedeutung 
zu, weil sie seit Jahren — von geringen Schwan- 
kungen abgesehen — eine ständig steigende Ten- 
denz hat, besonders gefährlich und vor allem ver- 
meidbar ist. 

In den Jahren 1958 bis 1964 beispielsweise v/ar im 
Bundesgebiet bei Unfällen mit Verletzten eine Zu- 
nahme derjenigen Unfälle von 12 auf 15,7 Ao zu ver- 
zeichnen, bei denen einer der Unfallbeteiligten unter 
Alkoholeinwirkung stand. Bei Unfällen mit Getöteten 
ist die entsprechende Verhältniszahl im gleichen 
Zeitraum von 23,4 auf 30,3 Ao gestiegen. Lediglich 
im Jahre 1965, als sich offensichtlich die durch das 
Zweite Gesetz zur Sicherung des Straßenverkehrs 
vom 26. November 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 921) 
eingeführte verschärfte Vorschrift gegen Alkohol 
am Steuer auswirkte (§ 316 StGB), konnte ein leich- 
ter Rückgang der entsprechenden Verhältniszahlen 
auf 14,7 Ao (bei Verletzten) bzw. auf 27 Ao (bei Ge- 
töteten) ermittelt werden. 

Bei Unfällen mit Getöteten hat sich diese Verhält- 
niszahl indessen im Jahre 1966 auf 28,6 '®/o wieder 
erhöht. Stellt man diese Betrachtung nur auf die 
Beteiligung von Fahrzeugführern ab, so ergibt sich 
nach der amtlichen Straßenverkehrsunfallstatistik 
folgendes Bild; 


Die Zahl der Straßenverkehrsunfälle mit Getöteten 
betrug 

(absolute Todesziffern) 


1958 

11 452 

(12 169) 

1959 

12 984 

(13 822) 

1960 

13 528 

(14 406) 

1961 

13 559 

(14 543) 

1962 

13 463 

(14 445) 

1963 

13413 

(14513) 

1964 

15 263 

(16 494) 

1965 

14 613 

(15 753) 

1966 

15 596 

(16 868) 

von diesen Unfällen wurden 



1958 

2 121 


1959 

2 648 


1960 

2 666 


1961 

2 887 


1962 

2 929 


1963 

3 172 


1964 

3 591 


1965 

2 952 


1966 

3 422 


von unter Alkoholeinfluß stehenden Fahrzeugfüh- 
rern verursacht. 

Da die Zahl der bei Alkoholunfällen Getöteten er- 
fahrungsgemäß größer ist als die Zahl der Unfälle 
selbst, und da außerdem eine nicht unbeachtliche 
Dunkelziffer nichtfestgestellter Alkoholbeteiligung 
hinzukommt, kann man davon ausgehen, daß jähr- 
lich etwa 4000 Menschen in der Bundesrepublik bei 
Straßenverkehrsunfällen getötet werden, die allein 
durch unter Alkoholeinfluß stehende Fahrzeugführer 
verursacht werden; das sind annähernd 10 Menschen 
täglich. Etv/a jeder vierte Verkehrstote ist somit das 
Opfer alkoholbeeinflußter Fahrzeugführer. 

Die besondere Gefährlichkeit alkoholbedingter Un- 
fälle ergibt sich eindeutig auch aus folgendem Ver- 
gleich: 

1962 wurden im Bundesgebiet 43 315 Alkoholuniälle 
ermittelt: davon entfielen 

3 720 = 8,2 ^/o auf Unfälle mit Getöteten, 

19 855 = 43,9 Ao auf Unfälle mit Schwerverletzten 

und 

21 740 === 47,9 Ao auf Unfälle mit Leichtverletzten. 
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Bei den N ichtalkoholunfällen dagegen war der An- 
teil der schweren Unfälle wesentlich geringer; von 

263 686 Unfällen mit Personenschaden entfielen 

9 419 = 3,6 Vo auf Unfälle mit Getöteten, 

84 395 = 32,0 Ao auf Unfälle mit Schwerverletzten 

und 

169 872 — 64,4 ®/o auf Unfälle mit Leichtverletzten. 

Bei den Alkoholunfällen war der Anteil der töd- 
lichen Unfälle mit 8,2 Vo also mehr als doppelt so 
hoch wie bei den Nichtalkoholunfällen (3,6%); auch 
der Anteil der Unfälle mit Schwerverletzten lag bei 
den Alkoholunfällen mit 43,9 % noch wesentlich 
über dem entsprechenden Anteil bei den Nichtalko- 
holunfällen (32 ®/o) (vgl. Hosse in „Alkohol/Ver- 
kehrssicherheit 1965" S. 9). 

Auch 1965 blieb bei den Alkoholunfällen — trotz 
der durch das Zweite Gesetz zur Sicherung des 
Straßenverkehrs erfolgten Strafverschärfung auf die- 
sem Gebiet • — der Anteil der Unfälle mit Getöteten 
an den gesamten Personenschadensunfällen nahezu 
unverändert hoch. So entfielen im Bundesgebiet von 
den insgesamt 48 223 alkoholbedingten Unfällen 
3 950 oder 8,2 Vo auf Unfälle mit Getöteten. Bei den 
268 138 Nichtalkoholunfällen lag dagegen der Anteil 
der Unfälle mit Getöteten nur bei knapp 4 ®/o. Die 
Quote der tödlichen Alkoholunfälle betrug also auch 
im Jahre 1965 mehr als das Doppelte gegenüber 
den Nichtalkoholunfällen (vgl. Stegen in „Alkohol/ 
Verkehrssicherheit 1967" S. 78). 

Soweit von interessierter Seite immer wieder ver- 
sucht wird, die Zuverlässigkeit und den Aussage- 
wert der amtlichen Verkehrsunfallstatistik in Zwei- 
fel zu ziehen und so die Bedeutung des Alkohols 
für die Verkehrssicherheit herabzumindern, ist fest- 
zustellen, daß diese Zahlen nach Meinung der mit 
der Blutalkoholiorschung befaßten Wissenschaft 
eher noch hinter der Wirklichkeit Zurückbleiben. 
Erfahrene Gerichtsmediziner und Statistiker schätzen 
den prozentualen Anteil der Unfallursache Alkohol- 
einfluß an Unfällen mit Getöteten seit langem sogar 
auf 40% bis 45'%. Diese Zahlen finden eine ein- 
drucksvolle Bestätigung durch in- und ausländische 
spezielle Untersuchungen nur tödlicher Allein- 
Unfälle von Autofahrern — also ohne bewegte 
oder lebende Kollisionspartner — , bei denen daher 
die Schuldfrage weitgehend unproblematisch war. 
Nach einer solchen Untersuchung hatten 69 ®/o der 
Toten über 0,5 Promille, 49 °/o über 1,5 Promille, bei 
einer anderen Untersuchung 51 ®/o der Toten über 
1,5 Promille Alkohol im Blut. 

Auch dahingehende Einwendungen, daß sich die 
amtliche Straßenverkehrsunfallstatistik auf mangel- 
hafte polizeiliche Angaben stütze, greifen nicht 
durch. Einmal wird „Alkoholeinfluß" als Unfall- 
ursache nur angegeben, wenn durch Verwendung 
eines Alcotest-Prüfgerätes ein begründeter Ver- 
dacht besteht, daß der Beschuldigte beim Zustande- 
kommen des Unfalls unter Alkoholeinfluß stand, 
d. h., wenn das Prüfgerät eine Blutalkoholkonzen- 
tration von mindestens 0,7 Promille angezeigt hat, 


oder wenn bei dem Verkehrsteilnehmer eine Blut- 
alkoholprobe angeordnet v/urde, weil sein Ver- 
halten beim Zustandekommen des Unfalls darauf 
schließen ließ, daß er unter Alkoholeinfluß stand. 
Zum anderen haben Untersuchungen ergeben, daß 
die polizeilichenn Angaben zur Unfallursache wei- 
testgehend mit den späteren richterlichen Fest- 
stellungen übereinstimmen. 

Die große Bedeutung des Alkohols im Straßenver- 
kehr und seine steigende Tendenz gehen auch aus 
der ständig zunehmenden Zahl der Fälle der gericht- 
lichen Entziehungen von Fahrerlaubnissen wegen 
sogenannter Trunkenheit am Steuer hervor: 

1956 wurden 15 810 

1957 wurden 22 126 

1958 wurden 30 312 

1959 wurden 36 971 

1960 wurden 51 651 

1961 wurden 60 341 

1962 wurden 63 798 

1963 wurden 72 559 

1964 wurden 83 574 

1965 wurden 81 304 

1966 wurden 83 813 

Fahrerlaubnisse rechtskräftig entzogen. 

Allein in den vergangenen zehn Jahren hat sich 
hiernach die Zahl der wegen Trunkenheit am Steuer 
angeordneten Entziehungen von Fahrerlaubnissen 
etwa versechsfacht. 

Zwar ist bei diesem Ergebnis die Zunahme des 
Kraftfahrzeugbestandes und der Kraftfahrzeugführer 
nicht berücksichtigt. Doch kann aus der Zunahme 
des Kraftfahrzeugbestandes (ohne Fahrräder mit 
Hilfsmotor), der in dem Zeitraum von 1956 bis 1966 
auf das 2,2fache angestiegen ist, bereits gefolgert 
werden, daß die Entziehungen der Fahrerlaubnis 
wegen Trunkenheit am Steuer wesentlich stärker 
steigen, als es der Entwicklung des Verkehrs ent- 
spricht. 

II. Die Bemühungen des Gesetzgebers 
zur Bekämpfung der Unfallursache „Alkoholeinfluß" 

Da die Unfallursache „Alkoholeinfluß" außerdem zu 
den wenigen Unfallursachen gehört, die stets ver- 
meidbar sind, ist die Frage ihrer wirksamen straf- 
rechtlichen Bekämpfung schon seit vielen Jahren 
immer wieder zum Gegenstand eingehender gesetz- 
geberischer Überlegungen gemacht worden. Die 
bisherigen Bemühungen haben jedoch erst sehr spät 
und auch nur zum Teil Erfolg gehabt, obwohl die 
sachlichen Grundlagen der Problematik „Alkohol im 
Straßenverkehr" nach Ansicht maßgeblicher Sach- 
kenner so gründlich erforscht sind wie auf kaum 
einem anderen Gebiet der forensischen Medizin. 

So scheiterte schon in der ersten Wahlperiode ■ — - 
bei den Beratungen eines Gesetzes zur Bekämpfung 
von Unfällen im Straßenverkehr (Drucksache Nr. 
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1/2674) — im Bundestag die gemeinsame Empieh- 
lung des Bundesrates und des Bundestagsansschus- 
ses für Verkehrswesen, das bis dahin nach § 2 Abs. 1 
StVZO i. V. m. § 21 StVG nur als Übertretung mit 
Strafe bedrohte Führen eines Fahrzeugs in alkohol- 
bedingt fahruntüchtigem Zustand zum Vergehen an- 
zuheben. Erst eineinhalb Jahrzehnte später, im Rah- 
men des am 2. Januar 1965 in Kraft getretenen 
Zweiten Gesetzes zur Sicherung des Straßenver- 
kehrs, wurde dieses Vorhaben durch die Übernahme 
des entsprechenden Tatbestands als § 316 in das 
Strafgesetzbuch verwirklicht. Schon Ende 1961/ 
Anfang 1962 hatte die Bundesregierung auf Grund 
eines entsprechenden ersten Teilgutachtens des 
Bundesgesundheitsamtes vorgeschlagen, unter völ- 
liger Neuordnung der Alkoholtatbestände des Straf- 
gesetzbuches einen abstrakten Gefährdungstat- 
bestand einzuführen, der das Führen eines Kraft- 
fahrzeugs bei einem Blutalkoholgehalt ab 0,8 Pro- 
mille ohne Rücksicht auf die Fahrun tüchtigkeit im 
Einzelfall unter Strafe stellen sollte (vgl. die nicht- 
verabschiedeten Kabinettvorlagen zu den Entwür- 
fen eines neuen Strafgesetzbuches [E 1962] und 
des Zweiten Gesetzes zur Sicherung des Straßen- 
verkehrs). Die Problematik erschien jedoch seiner- 
zeit noch nicht entscheidungsreif, zumal noch 
maßgebliche weitere Teilgutachten des Bundes- 
gesundheitsamtes ausstanden, die sich vor allem 
mit der Höhe des sogenannten „absoluten Grenz- 
wertes" der Fahrtüchtigkeit, der Zuverlässigkeit der 
Blutalkoholbestimmungsmethoden und der Rück- 
rechnung von Blutalkoholkonzentrationen auf die 
Tatzeit befassen sollten. Die Bundesregierung be- 
schloß deshalb seinerzeit, zunächst noch diese beim 
Bundesgesundheitsamt bereits angeforderten Gut- 
achten abzuwarten, um die Neuregelung des Alko- 
holtatbestandes alsdann zu gegebener Zeit auf eine 
noch breitere wissenschaftliche Grundlage zu stellen. 
Diese Voraussetzungen sind nunmehr erfüllt. Das 
Bundesgesundheitsamt hat inzwischen sämtliche 
Teilgutachten vorgelegt. Sie wurden im April 
1966 insgesamt veröffentlicht (im Kirschbaum Ver- 
lag Bad Godesberg), um so auch der Öffentlichkeit 
und der interessierten Fachwelt Gelegenheit zu ge- 
ben, sich mit ihnen zu befassen. Danach ist es an 
der Zeit, der weiterhin besorgniserregenden Ent- 
wicklung des Alkohols im Straßenverkehr, wie sie 
sich auch in den letzten beiden Jahren gezeigt hat, 
erneut mit verbesserten gesetzgeberischen Mitteln 
entgegenzutreten. Eine Neuregelung erweist sich 
vor allem deshalb als notwendig, weil schon ge- 
ringer Alkoholgenuß zu erheblichen Leistungsmin- 
derungen eines Kraftfahrers führen kann, ohne daß 
den daraus für die Allgemeinheit erwachsenden Ge- 
fahren auf der Grundlage des geltenden Rechts 
hinreichend begegnet werden kann. 


IIL Die Grundlagen für die Einführung eines For- 
maldelikts mit einem Gefahrengrenzwert 

1. Geltende Rechtslage 

Nach geltendem Recht wird bestraft, wer ein Fahr- 
zeug führt, obwohl er infolge Alkoholgenusses 


„nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu füh- 
ren", also fahruntüchtig ist (§§ 316, 315 c Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a StGB). Soweit im Einzelfall keine 
zusätzlichen Umstände festgestellt werden, aus de- 
nen sich diese Fahruntüchtigkeit in Verbindung mit 
der Alkoholeinwirkung ergibt, ging die Rechtspre- 
chung bis Dezember 1966 davon aus, daß jeder 
Autofahrer bei einem Blutalkoholgehalt von min- 
destens 1,5 Promille unbedingt fahruntüchtig ist; 
für Kraftradfahrer setzte sie den Grenzwert für 
diese sog. „absolute Fahruntüchtigkeit" bei 1,3 Pro- 
mille an^(vgl. BGHSt 5, 168; 13, 83 und 278). 

2. Die medizinischen Gutachten zur Frage „Alkohol 
bei Verkehrsstraftaten" 

Infolge der Weiterentwicklung der naturwissen- 
schaftlichen Methoden zur Feststellung des Blut- 
alkoholgehalts und der fortschreitenden Forschungs- 
ergebnisse über die Auswirkungen des Alkohols 
auf die Fahrtüchtigkeit hatten sich jedoch bald Be- 
denken gegen die Fortgeltung der damaligen Auf- 
fassungen ergeben. Diese Überlegungen und die 
Frage, ob die Behandlung des Alkoholdelikts nicht 
überhaupt auf eine neue rechtliche Grundlage ge- 
stellt werden müsse, führten Ende 1960 zur Anforde- 
rung des bereits erwähnten umfassenden medizini- 
schen Gutachtens zur Frage „Alkohol bei Verkehrs- 
straftaten", das das Bundesgesundheitsamt in drei 
Teilgutachten bis Frühjahr 1962, Herbst 1963 und im 
Februar 1965 erstattet hat. In den drei Teilgutachten 
gelangt das Bundesgesundheitsamt zu folgenden 
Feststellungen: 

a) Das erste Teilgutachten *) befaßt sich im wesent- 

lichen mit der Frage der Zuverlässigkeit der Blut- 
alkoholbestimmungsmethoden. Es kommt auf der 
Grundlage eines umfangreichen Versuchs zu dem 
Ergebnis, daß die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und in mehreren anderen europäischen 
Ländern üblichen Methoden zur quantitativen 
Alkoholbestimmung im Blut — das Verfahren nach 
Widraark und dessen Modifikationen sowie die 
ADH-Meth ode ( ADH = Alkoholdehydrogenase) 

— eine für forensische Zwecke völlig ausrei- 
chende Spezifität aufweisen. In der Hand ge- 
schulten Personals und unter laufender fachlicher 
Aufsicht gestatten sie, die Blutalkoholkonzen- 
tration mit der für forensische Zwecke notwendi- 
gen Genauigkeit zu bestimmen. 

b) Im ZV/eiten Teilgutachten wird folgendes fest- 
gestellt: 

aa) „Die derzeitige auf Gesetz und Rechtspre- 
chung beruhende Behandlung des Alkohol- 
delikts im Verkehrsstrafrecht wird den un- 
gemein verwickelten Zusammenhängen zwi- 
schen Alkoholwirkung und Verkehrssicher- 
heit nicht mehr gerecht. Eine einfache Herab- 
setzung des z. Z. gültigen absoluten Grenz- 
wertes wäre nicht ausreichend." 

') Die hier genannte Reihenfolge der Teilgutachten ent- 
spricht derjenigen der veröffentlichten Fassung. 
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bb) „Diesen wissenschaftlichen und verkehns- 
politischen Bedenken und der Gesamtsitua- 
tion würde die Umv/andlung des Alkohol- 
delikts in ein Formaldelikt weitgehend Rech- 
nung tragen, die von der Tatsache ausgeht, 
daß bei einer BAK von 0,6 bis 0,7 Promille 
die durchschnittliche Gefährlichkeit der Kraft- 
fahrer für andere Verkehrsteilnehmer stark 
erhöht ist.'' 

cc) „Trotz der grundsätzlichen Bedenken, die der 
Festsetzung scharfer Grenzen im biologi- 
schen Bereich entgegenstehen, wird daher 
für eine Neuregelung des Alkoholdelikts 
empfohlen, das Führen eines Kraftfahrzeu- 
ges bei dem Gefahrengrenzwert von 0,8 
Promille und darüber unter Strafe zu stellen, 
ohne daß im Einzelfall eine Fahrunsicherheit 
nachgewiesen zu werden braucht." 

dd) „Die Vorschläge für die Festsetzung des Ge- 
fahrengrenzwertes sind nach eingehender 
Prüfung aller Umstände so bemessen, daß 
wissenschaftliche Gründe für eine Erhöhung 
dieses Wertes aus dem Grundsatz „in dubio 
pro reo" nicht mehr gegeben sind; insbe- 
sondere sind dabei die Ergebnisse des Ver- 
fahrenskontrollversuchs bereits berücksich- 
tigt worden." 

c) Das dritte Teilgutachten enthält Empfehlungen 
auf der Grundlage des geltenden Rechts und wen- 
det sich 'Somit in erster Linie an die Rechtspre- 
diung. Ihr empfiehlt es, bis zu der angeregten 
gesetzlichen Neuregelung den Grenzwert der ab- 
soluten Fahruntüchtigkeit für Kraftfahrer künftig 
bei 1,2 Promille anzusetzen. Dieser Empfehlung 
hat der Bundesgerichtshof in seinem Beschluß 
vom 9. Dezember 1966 (BGHSt 21, 157) bereits 
weitgehend entsprochen. Wenn er dabei aller- 
dings den absoluten Grenzwert für die Fahr- 
untüchtigkeit auf 1,3 Promille festgesetzt hat, so 
geschah dies aus Erwägungen, die an dieser 
Stelle ohne Belang sind. Im übrigen sei schon 
hier erwähnt, daß sich dieser „absolute Grenz- 
wert" nach naturwissenschaftlichen Erkenntnis- 
sen richtet; er kann deshalb vom Gesetzgeber 
nicht bestimmt werden und ist mit dem im zwei- 
ten Teilgutachten genannten „Gefahrengrenz- 
wert" von 0,8 Promille nicht zu verwechseln. 


3. Die Beeinträchügimg der Fahrtüchtigkeit eines 
Kraftfahrers durch Alkohol 

Aus den in großem Umfange vorliegenden For- 
schungsergebnissen über die Wirkungen des Alko- 
hols auf die Fähigkeit, ein Kraftfahrzeug zu führen, 
ergibt sich, daß der Alkohol in außerordentlich viel- 
gestaltiger Weise auf den Menschen einwirkt. Er 
verändert nicht nur bestimmte körperliche und 
geistige Einzelfähigkeiten, wie z. B. die Sehschärfe, 
das sog. periphere Sehen oder das Hören und das 
Reagieren bei der Aufnahme von Sinneseindrücken 
oder das Verarbeiten solcher Eindrücke zu bestimm- 
ten Schlußfolgerungen; viel wesentlicher für die 
Fahrtüchtigkeit sind geistig-seelische Ausfallerschei- 


nungen, die — schon nach verhältnism.äßig gering- 
fügigem Alkoholgenuß — häufig die ganze Persön- 
lichkeit in Mitleidenschaft ziehen, d. h. zu Persön- 
lichkeitsveränderungen führen können, unter denen 
das 'Sogenannte verkehrssoziale Verhalten leidet. Es 
kommt neben Störungen des Koordinationsvermö- 
gens und der Aufmerksamkeit vor allem zu den be- 
kannten Schädigungen der höchsten intellektuellen 
Leistungen, die wichtigste Voraussetzungen für das 
Führen eines Kraftfahrzeugs sind, wie insbesondere 
der Rücksichtnahme und Selbstkritik, der Umsicht 
und Besonnenheit. Enthemmung und erhöhte Risiko- 
bereitschaft (Euphorie), Minderung des Verantwor- 
tungsbewußtseins und erhöhter Bewegungsdrang 
sind weitere Folgen. Ein gesteigertes subjektives 
Leistungs g e f ü h 1 entspricht nicht mehr dem ob- 
jektiven Leistungs vermögen; notwendige 
Schlüsse werden hieraus aber nicht gezogen, obwohl 
selbst bei einem geübten Kraftfahrer die Fahrweise 
sehr schnell auf die Stufe des Anfängers herabsinkt. 

Dabei sind Art und Umfang der Wirkungen nicht 
sicher vorherbestimmbar. Sie hängen vielmehr von 
einer Fülle oft in Wechselwirkung zueinanderstehen- 
der Faktoren ab, namentlich von der Konstitution 
des Kraftfahrers, seiner jeweiligen körperlichen und 
seelischen Verfassung, der getrunkenen Alkohol- 
menge, den besonderen Umständen, unter denen der 
Alkoholcfenuß stattfand, dem zeitlichen Abstand vom 
Trinkende und dem jeweiligen Maß der Anforderun- 
gen an die körperliche und geistige Leistungsfähig- 
keit. Die Wirkungen des Alkohols auf die Fahrtüch- 
tigkeit sind deshalb nicht nur bei verschiedenen 
Menschen, sondern auch bei demselben Menschen je 
nach der besonderen Lage unterschiedlich. 

Indessen hat die medizinische Forschung des In- und 
Auslandes ermittelt, daß schon nach dem Genuß sehr 
kleiner Alkoholmengen in Einzelfällen mit Schädi- 
gungen gerechnet werden muß, die für den Verkehr 
gefährlich sind. Sie erhöhen sehr bald die Wahr- 
scheinlichkeit, in einen Unfall verwickelt zu werden. 
Englische Wissenschaftler stehen deshalb auf dem 
Standpunkt, daß es überhaupt keine für die Fahr- 
tüchtigkeit unerhebliche Blutalkoholkonzentration 
gibt. 

Aus zahlreichen medizinischen Untersuchungen er- 
gibt sich jedenfalls, daß ^spätestens bei einer Blut- 
alkoliolkonzentration von 0,3 Promille erhebliche 
verkehrsgefährdende Leistungsminderungen bei 
Kraftfahrern Vorkommen (vgl. auch BGH VRS 19, 
296; 21,54). Die Wahrscheinlichkeit 'solcher Ausfälle 
wächst — bezogen auf die Gesamtheit der Kraft- 
fahrer — mit zunehmendem Blutalkoholwert, jeden- 
falls im unteren Bereich rasch an. So sind schon bei 
einer verhältnismäßig erheblichen Zahl von Men- 
schen mit 0,5 Promille Blutalkohol zwar recht ver- 
schiedenartige, in ihrer Wirkung aber so tiefgrei- 
fende Schädigungen nachgewiesen worden, daß bei 
diesem Wert sogar — auch nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs (BGHSt 5, 170; 13, 281) — 
Fahruntüchtigkeit in Betracht kommt. 

Nach den Feststellungen des Bundesgesundheits- 
amtes läßt die Mehrheit der Kraftfahrer bei Blut- 
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alkoholkonzentrationen zwischen 0,6 und 0,7 Pro- 
mille eine nicht mehr vertretbare Gefährdung ande- 
rer Verkehrsteilnehmer befürchten. Bei 0,8 Promille 
ist Fahruntüchtigkeit bereits wahrscheinlich, nach 
wissenschaftlichen Untersuchungen im Rahmen der 
OECD sind derart alkoholbeeinflußte Kraftfahrer in 
der Regel sogar fahruntüchtig. 

Bei 1,0 Promille liegt bereits die sog. „absolute Fahr- 
untüchtigkeiU bei allen Kraftfahrern vor. Der oben 
erwähnte höhere Ansatz für den Grenzwert der 
„absoluten FahruntüchtigkeiU durch die Rechtspre- 
chung bei 1,3 Promille trägt lediglich zusätzlich ge- 
wissen Sicherheitserwägungen bei der Blutalkohol- 
bestimmung zugunsten des Betroffenen Rechnung 
(vgl. BGHSt 21, 157). 

Diese medizinischen Forschungsergebnisse werden 
durch statistische Untersuchungen über die Gefähr- 
lichkeit der Alkoholbeteiligung am Unfallgeschehen 
bestätigt. Soweit hier Material vorliegt, zeigt es 
überzeugend, daß schon ganz geringe Alkohol- 
konzentrationen die allgemeine Wahrscheinlichkeit, 
in einen Unfall verwickelt zu werden, nachweisbar 
erhöhen, und daß bei Alkoholwerten ab 0,6 Promille 
diese Wahrscheinlichkeit um ein Mehrfaches über 
der für nüchterne Kraftfahrer ermittelten Wahr- 
scheinlichkeit liegt. Nach entsprechenden Berech- 
nungen Professor Freudenbergs, die zur Vorberei- 
tung des Gutachtens des Bundesgesundheitsamts 
vorgenommen worden sind (vgl. Anlage 8 des Gut- 
achtens) steigt die Gefährlichkeit eines alkoholisier- 
ten Kraftfahrers gegenüber einem nüchternen in 
bezug auf Unfälle mit Todesfolge ungefähr wie folgt: 


Bei 

0,4 

Promille 

auf 

das 

2,1-fache, 

Bei 

0,5 

Promille 

auf 

das 

2,53-fache, 

Bei 

0,6 

Promille 

auf 

das 

3,05-fache, 

Bei 

0,7 

Promille 

auf 

das 

3,67-fache, 

Bei 

0,8 

Promille 

auf 

das 

4,42-fache, 

Bei 

0,9 

Promille 

auf 

das 

5,32-fache, 

Bei 

1,0 

Promille 

auf 

das 

6,40-fache, 

Bei 

Ul 

Promille 

auf 

das 

7,71 -fache. 

Bei 

1,2 

Promille 

auf 

das 

9,29-fache, 

Bei 

1,3 

Promille 

auf 

das 

11,18-fache, 

Bei 

1,4 

Promille 

auf 

das 

13,46-fache, 

Bei 

1,5 

Promille 

auf 

das 

16,21 -fache. 


Die gegen diese Berechnungen gelegentlich erhobe- 
nen Einwände sind nicht begründet. Nach dem Er- 
gebnis vergleichbarer amerikanischer Untersuchun- 
gen sind die von Freudenberg errechneten Gefähr- 
lichkeitsgrade sogar noch höher anzusetzen. Die 
Bedeutung dieser Gefährlrchkeitsgrade wird beson- 
ders deutlich, wenn man berücksichtigt, daß unter 
den heutigen Verkehrsverhältnissen (besonders im 
Großstadtverkehr) häufig schon nüchterne Kraft- 
fahrer als überfordert angesehen werden. 

Uber die vorstehend nur in den entscheidenden 
Punkten dargestellten Zusammenhänge zwischen 
dem Alkohol und der Fähigkeit, ein Kraftfahrzeug 
zu führen, enthalten das oben ‘erwähnte Gutachten 


des Bundesgesundheitsamtes zur Frage „Alkohol 
bei Verkehrsstraftaten" und die ihm beigefügten 
Anlagen ausführliche Darlegungen und zahlreiche 
Hinweise auf das einschlägige Schrifttum des In- 
und Auslandes. 


4. Kriminalpolitische Notwendigkeit eines Gefähr- 
dungstatbestandes 

Die „Fahrtüchtigkeit" ist ein Rechtsbegriff, der in 
der Biologie keine Entsprechung hat. Da der Alkohol 
nicht nur zahlreiche meßbare Einzelfähigkeiten än- 
dert, sondern darüber hinaus auch tiefgreifende 
Veränderungen der Gesamtpersönlichkeit zur Folge 
hat, die sich jeder Messung und Wägung entziehen, 
läßt sich das Urteil über die Fahrtüchtigkeit nur aus 
einem komplizierten und in weiten Bereichen sub- 
jektiver Wertung unterliegenden Sachverhalt ge- 
winnen. Außerdem ist es gerade für biologische 
Vorgänge kennzeichnend, daß es nirgends scharfe 
Grenzen gibt, sondern nur fließende und allmähliche 
Übergänge. Die Vorstellung, daß der Zustand der 
Fahrtüchtigkeit eindeutig abgrenzbar sei, ist vom 
Standpunkt der Biologie nicht vollziehbar. Es muß 
deshalb ein verhältnismäßig breiter Bereich des 
Überganges anerkannt werden, in dem die Frage 
der Fahruntüchtigkeit des einzelnen Kraftfahrers 
zweifelhaft ist und von dem jeweiligen Wissen und 
dem subjektiven Maßstab des Beurteilers abhängt. 
Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß sich die 
Rechtsprechung durch Einführung des sogenannten 
„absoluten Grenzwertes" der Fahrtüchtigkeit um 
einen objektiven Maßstab bemüht hat. Dieser 
Grenzwert bezeichnet lediglich die Alkoholkonzen- 
tration, bei der es nach medizinischen Erfahrungen 
überhaupt keinen Kraftfahrer mehr gibt, der noch 
als fahrtüchtig angesehen werden kann. Dieser Wert 
muß um der wissenschaftlichen Zuverlässigkeit wil- 
len weit über den Werten liegen, bei denen ein 
Kraftfahrer in der Regel fahruntüchtig wird. Rechtlich 
bietet der Grenzwert eine Beweiserleichterung daher 
nur in den Fällen, die jenseits des zweifelhaften 
Übergangsbereichs liegen und bei denen die Fahr- 
untüchtigkeit meist auch mit Hilfe weiterer Beweis- 
anzeichen festgestellt werden könnte. Hingegen 
ergibt sich aus Sinn und Zweck des absoluten Grenz- 
wertes, daß die Kraftfahrer im Einzelfall ihre Fahr- 
tüchtigkeit regelmäßig schon bei weit geringeren 
Alkoholkonzentrationen einbüßen. 

Dennoch zeigt eine Beobachtung der gerichtlichen 
Praxis, daß Fahruntüchtigkeit bei Blutalkoholwerten 
von weniger als 1,3 Promille nur schwer feststellbar 
ist. Zwar hat die Zahl solcher Verurteilungen in den 
letzten Jahren zugenommen; sie bleibt aber weit 
hinter der Zahl der ermittelten Fahrten unter Alko- 
holeinfluß zurück, bei denen eine naturwissenschaft- 
lich begründete Wahrscheinlichkeit für das Vorlie- 
gen verkehrsgefährdender Leistungsminderungen 
beim Kraftfahrer spricht. Das hängt mit den Schwie- 
rigkeiten der Beweisführung zusammen, die den 
Anforderungen des Verfahrensrechts genügen muß. 
Die allgemfeinen medizinischen Erfahrungen über die 
Alkoholwirkung beruhen auf einer Vielzahl von 
Einzeluntersuchungen, die statistisch ausgewertet 
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und zur Grundlage von Erfahrungssätzen verarbeitet 
worden sind. Die überwiegende Mehrzahl dieser Er- 
fahrungssätze kann über den Einzelfall nichts Siche- 
res aussagen; sie ergibt nur ein mehr oder minder 
großes Maß von Wahrscheinlichkeit, das die Über- 
einstimmung des einzelnen Sachverhalts mit dem Er- 
fahrungssatz erwarten läßt. Wenn also durchaus be- 
kannt ist, daß die Menschen im allgemeinen schon 
bei. einer Blutalkoholkonzentration von weit weni- 
ger als 1 ,3 Promille fahruntüchtig werden, so ist doch 
zweifelhaft, ob dieses allgemeiner Erfahrung ent- 
sprechende Wahrscheinlichkeitsurteil auch auf einen 
bestimmten Beschuldigten zutrifft. Deshalb muß in 
diesen Fällen im Strafverfahren der Nachweis der 
Fahruntüchtigkeit durch eine Beweiswürdigung ge- 
führt werden, die sich nicht lediglich in der Bewer- 
tung der festgestellten Blutalkoholkonzentration er- 
schöpft, Nun können aber im Strafverfahren wegen 
eines Verkehrsverstoßes im allgemeinen ohnehin 
nur spärliche Beweisunterlagen über das Verhalten 
des Beschuldigten vor und beim Ablauf des fragli- 
chen Verkehrsvorganges beschafft werden. Meist 
lassen sich schon die tatsächlichen Umstände der 
Trunkenheitsfahrt des Beschuldigten, nam^entlich 
seine körperliche und seelische Verfassung, die be- 
sonderen Verhältnisse, unter denen er getrunken 
hat, und die alkoholbedingten Fahrfehler, die ihm 
während der ganzen Fahrstrecke unterlaufen sind, 
nur unzulänglich aufklären. Außerdem sind medizi- 
nischen Untersuchungen des Beschuldigten zur Ermitt- 
lung seiner individuellen Reaktion auf den Alkohol 
sehr enge Grenzen gesetzt. Die Beweisgrundlage ist 
deshalb in der Regel sehr schmal; die Beweiswürdi- 
gung führt oft zu dem Ergebnis, daß ein hoher Grad 
von Wahrscheinlichkeit für die Fahruntüchtigkeit 
spricht, der aber nicht zur richterlichen Überzeugung 
verdichtet werden kann. 

Diese Schwierigkeiten haben eine kriminalpolitisch 
äußerst bedenkliche Folge: Obwohl bei Blutalkohol- 
konzentrationen von etwa 0,7 bis 1,3 Promille nach 
allen naturwissenschaftlichen Forschungsergebnissen 
ein hoher Grad von Wahrscheinlichkeit dafür spricht, 
daß in diesem Zustand erhebliche verkehrsgefähr- 
dende Leistungsminderungen bei dem einzelnen 
Kraftfahrer vorliegen, kann die „Fahruntüchtigkeit" 
oft nicht bewiesen werden. Daraus folgt, daß ein 
großer Teil der sowohl nach medizinischer Erfahrung 
wie auch nach den Ergebnissen der Statistik zwei- 
felsfrei gefährlichen Handlungen nur aus prozessua- 
len Gründen strafrechtlich nicht erfaßt werden kann 
und der Nachweis im Einzelfall vielfach von Zufällen 
abhängt. Angesichts der ständigen absoluten und 
verhältnismäßigen Zunahme des Alkoholanteils am 
Unfallgeschehen, der besonders auch bei Alkohol- 
werten unter 1,3 Promille zu verzeichnen ist, kann 
dieser Zustand nicht mehr hingenommen werden. 
Er ist für ein Massendelikt, wie ihn die Trunkenheit 
am Steuer darstellt, nicht erträglich, zumal das Wis- 
sen um diese Schwierigkeiten labile und verantwor- 
tungslose Kraftfahrer zu höherem Alkoholgenuß 
„bis an die Grenze" der absoluten Fahrtüchtigkeit 
(und dann infolge des Verlustes der Kontroll- und 
Kritikfähigkeit auch darüber) geradezu ermuntert. 
Eine gesetzliche Neuordnung ist deshalb kriminal- 
politisch unausweichlich. 


Hinzu kommt ein weiterer Gesichtpunkt: Es ist be- 
reits dargelegt (Abschnitt A III 3), daß als Folge 
einer noch nicht hochgradigen Alkoholwirkung häu- 
fig charakteristische psychische Veränderungen ein- 
treten, die in Euphorie, Enthemmung und Kritiklosig- 
keit ihren Ausdruck finden. Damit ist regelmäßig ein 
Gefühl erhöhter Leistungsfähigkeit verbunden, das 
dem Kraftfahrer die meist unzutreffende Vorstellung 
vermittelt, er sei noch in der Lage, sein Fahrzeug 
sicher und zügig zu führen. Aus diesem Grunde ist 
die Mehrzahl der unter Alkoholwirkung stehenden 
Kraftfahrer gerade bei mittleren Alkoholwerten 
zwischen 0,6 und 1,3 Promille oft außerstande, ihre 
tatsächlich gegebene Leistungsminderung richtig zu 
beurteilen und daraus für ihre Fahrweise die not- 
wendigen Schlüsse zu ziehen. Darüber enthält das 
oben erwähnte Gutachten des Bundesgesundheits- 
amtes nähere Ausführungen. Es kann deshalb nicht 
sinnvoll sein, den Kraftfahrern zu erlauben, größere 
Miengen Alkohols zu trinken und dann noch zu fah- 
ren, obwohl sie regelmäßig danach nicht mehr fähig 
sind, den Übergang in den Zustand der Fahruntüch- 
tigkeit rechtzeitig zu erkennen. 


B 

1. Die Einführung eines zusätzlichen 
Gefährdungstatbestandes bei Alkohol am Steuer 

Der Entwurf sucht die in der Vorbemerkung (A^ 
geschilderten Mängel des geltenden Rechts dadurch 
zu beseitigen, daß er künftig in einer zusätzlichen 
Vorschrift das Führen von Kraftfahrzeugen von 
einem festen Blutalkoholwert an ohne Rücksicht auf 
die Fahrtüchtigkeit im Einzelfalle verbietet. Die bis- 
herigen Strafvorschriften über Alkohol am Steuer 
sollen unangetastet bleiben (vgl. näher B V). In der 
neuen Vorschrift, die als Bußgeldtatbestand in das 
Straßenverkehrsgesetz (StVG) aufgenommen wer- 
den soll, wird die Höhe dieses Wertes, des sog. „Ge- 
fahrengrenzwertes", nach Gesichtspunkten naturwis- 
senschaftlicher Wahrscheinlichkeit bestimmt (vgl. 
näher B II). Es kommt dabei darauf an, bei welcher 
Blutalkoholkonzentration es unter den Verhältnis- 
sen, mit denen heute im Straßenverkehr gerechnet 
werden muß, wahrscheinlich ist, daß der Kraftfahrer 
Leistungsminderungen aufweist, die für den Verkehr 
so gefährlich sind, daß sie im Interesse der anderen 
Verkehrsteilnehmer nicht hingenommen werden 
können. Spätestens bei dieser Grenze rechtfertigt 
sich ein allgemeines Verbot des Führens von Kraft- 
fahrzeugen im öffentlichen Straßenverkehr. 


IL Die Festsetzung des Gefahrengrenzwertes 
auf 0,8 Promille 

Der Entwurf setzt die Blutalkoholkonzentration, von 
der ab das Führen von Kraftfahrzeugen für jeder- 
mann verboten wird, auf 0,8 Promille fest. Nach dem 
Gutachten des Bundesgesundheitsamtes (vgl. oben 
A III 2) sind unter Berücksichtigung der in der Ver- 
gangenheit durchgeführten medizinischen Forschun- 
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gen schon bei einem Blutalkoholwert von 0,6 bis 
0,7 Promille so zahlreiche, tiefgreifende und viel- 
gestaltige Leistungsminderungen festgestellt wor- 
den, daß sich daraus für den einzelnen Kraftfahrer 
die Wahrscheinlichkeit ableiten läßt, in diesem Zu- 
stand nicht mehr sicher fahren zu können. Zur nähe- 
ren Begründung dieses überwiegend naturwissen- 
schaftlichen Urteils wird auf den Inhalt des Gutach- 
tens verwiesen. Der Entwurf übernimmt jedoch die- 
sen Erfahrungswert nicht unverändert. Bei der Fest- 
setzung der gesetzlichen Grenze muß vielmehr be- 
rücksichtigt werden, daß die Blutalkoholkonzentra- 
tion mit bestimmten naturwissenschaftlichen Metho- 
den ermittelt werden muß, denen — wie allen Be- 
stimmungsmethoden zur Feststellung biologischer 
Vorgänge oder Zustände — eine gewisse Streuungs- 
breite der Ergebnisse eigentümlich ist. Die durch 
Analyse gewonnenen Alkoholwerte weichen inner- 
halb eines durch praktische Erfahrung feststellbaren 
Streubereichs nach oben oder nach unten von dem 
wahren Alkoholgehalt ab. Diese Streuung konnte 
allerdings in den letzten Jahren durch Verbesserun- 
gen in der technischen Durchführung der Untersu- 
chungen wesentlich verkleinert werden. Nach den 
Erfahrungen eines äußerst umfangreichen Verfah- 
renskontrollversuchs des Bundesgesundheitsamtes 
kommt es lediglich darauf an, systematische Fehler 
durch entsprechende Kontrollen zu vermeiden. Bei 
Beachtung der hierfür vom Bundesgesundheitsamt 
aufgestellten Richtlinien und der hierzu von den 
Ländern der Bundesrepublik bundeseinheitlich ver- 
einbarten Verwaltungsvorschriften zur Feststellung 
von Alkohol im Blut bei strafbaren Handlungen ist 
für etwaige Fehler bei der Blutalkoholbestimmung 
nur noch ein Wert von 0,15 Promille zu berücksichti- 
gen. Um unter diesen Umständen zu gewährleisten, 
daß infolge der Streuung nicht auch Alkoholwerte er- 
faßt werden, die in Wahrheit unter dem kritischen 
Grenzwert liegen, schlägt der Entwurf vor, die kriti- 
sche Grenze von 0,6 bis 0,7 Promille angemessen zu 
erhöhen und unter Einbeziehung des Sicherheitszu- 
schlages auf 0,8Promille festzusetzen. Daraus folgt, daß 
dieser Gefahrengrenzwert nicht mit der Vorstellung 
einer absolut bestimmten Größe, sondern von vorn- 
herein unter Berücksichtigung der naturwissenschaft- 
lichen Verfahren bestimmt werden soll, die in der 
Praxis zur Verfügung stehen. Danach kann, wenn 
keine konkreten Anhaltspunkte für die etwaige Feh- 
lerhaftigkeit eines bestimmten Untersuchungsergeb- 
nisses vorliegen, grundsätzlich ohne Bedenken von 
dem im Einzelfall lermittelten Analysenwert ausge- 
gangen werden. Die Notwendigkeit der Rückrech- 
nung des Analysenergebnisses auf die Blutalkohol- 
konzentration im Zeitpunkt der Tat bleibt davon 
selbstverständlich unberührt. 


IIL Die gegen die Neuregelung vorgebrachten 
Bedenken 

1. Von verschiedener Seite ist verlangt worden, die- 
ses Verbot unterschiedslos auf den Genuß jeg- 
lichen Alkohols zu erstrecken, weil die Gefähr- 
lichkeit der Teilnahme am Kraftverkehr schon 
durch kleinste Alkoholmengen nachweisbar er- 


höht werde. Der Entwurf macht sich diese Forde- 
rung jedoch nicht zu eigen, weil ein solches Ver- 
bot einerseits nur entfernte und noch nicht beson- 
ders schwerwiegende Gefahren bekämpfen, ande- 
rerseits aber über das im sozialen Bereich Durch- 
setzbare hinausgehen würde. 

2. Im übrigen enthält der vorgesehene Gefahren- 
grenzwert keine ungerechtfertigte Überspannung 
der Anforderungen an den Kraftfahrer. Wenn 
man das geltende Recht und den vorgeschlagenen 
neuen Tatbestand miteinander vergleicht, so 
zeigt sich, daß die künftigen Anforderungen an 
den Kraftfahrer nicht viel strenger als nach der 
bisherigen Rechtslage sind und von ihm durchaus 
erfüllt werden können. Die Tragweite des jewei- 
ligen rechtlichen Verbots ist kaum verschieden. 
Im bereits geltenden Recht ist dem Kraftfahrer 
die Teilnahme am Verkehr verboten, wenn er 
„fahruntüchtig" ist; nach dem Entwurf darf er 
nicht mehr fahren, wenn er eine Blutalkohol- 
konzentration hat, die nach den Forschungser- 
gebnissen der Medizin seine Unfähigkeit zur 
sicheren Führung des Fahrzeugs wahrscheinlich 
macht. Dabei ist hervorzuheben, daß die Minder- 
heit der vielleicht noch Fahrtüchtigen schon bei 
dem Blutalkoholwert, bei dem das allgemeine 
Verbot beginnt, nach wissenschaftlich begründe- 
tem Wahrscheinlichkeitsurteil nicht sehr groß 
sein kann, und daß sie bei Werten, die sich dem 
absoluten Grenzwert der Fahrtüchtigkeit an- 
nähern, vollends zusammenschrumpft. Nur diese 
insgesamt geringfügige Minderheit wird nach 
dem Entwurf einem strengeren sachlichen Recht 
unterstellt. Da sie aus der Gesamtheit der Kraft- 
fahrer in einer den praktischen Bedürfnissen 
entsprechenden Weise nicht ausgeschieden wer- 
den kann, muß sie das allgemeine Verbot des 
Führens von Kraftfahrzeugen um der Gefahren 
willen hinnehmen, die unter der Voraussetzung 
gleichen Blutalkoholgehalts von der großen 
Masse der Kraftfahrer ausgehen. Diese wird hin- 
gegen materiell-rechtlich nicht anders behandelt 
als schon im geltenden Recht. Dabei ist zu beach- 
ten, daß ein Kraftfahrer, der bei einer bestimmten 
Gelegenheit mit einem Alkoholwert von 0,8 Pro- 
mille noch fahrtüchtig ist, nicht dafür einstehen 
kann, daß er es bei einer anderen Gelegenheit 
wieder sein wird. 

Die praktische Bedeutung der vorgeschlagenen 
Neuregelung liegt danach überwiegend in einer 
Verbesserung der Möglichkeiten, das verkehrs- 
und kriminalpolitisch Notwendige wirksamer 
durchzusetzen. Dort, wo im geltenden Recht die 
geschilderten Schwierigkeiten in der Beweisfüh- 
rung zu unbefriedigenden Freisprüchen führen, 
ist künftig gewährleistet, daß die festgestellte 
Teilnahme am Kraftverkehr mit einer Blutal- 
koholkonzentration, die in der Regel für die 
Verkehrssicherheit gefährlich ist, geahndet wer- 
den kann. Damit wird im Grunde nur die selbst- 
verständliche kriminalpolitische Forderung er- 
füllt, daß das materielle Recht mit seiner prozes- 
sualen Durchsetzbarkeit übereinstimmen muß. 
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Dem Entwurf kommt es dabei nicht darauf an, 
künftig mehr Kraftfahrzeugführer einer Sanktion 
zu unterwerfen; im Mittelpunkt der Neuregelung 
steht im Gegenteil die Erwartung, daß die ein- 
deutige Grenzziehung in einem Bereich, der erheb- 
lich unter dem bislang bekanntgewordenen und 
vielfach als Grenze des Erlaubten mißverstande- 
nen absoluten Grenzwert von 1,3 Promille liegt, 
vor allem zu einer Änderung der bisherigen 
Trinkgewohnheiten der in Betracht kommenden 
Kraftfahrer führt. Die derzeit noch begründete 
Hoffnung, trotz nicht mehr unerheblichen Alko- 
holgeniisses straffrei ein Kraftfahrzeug führen 
zu können, muß dem Bewußtsein weichen, daß 
damit ein nicht unbeträchtliches Risiko verbun- 
den sein kann. 

3. Der vorgeschlagenen Lösung ist der Vorwurf des 
Schematismus gemacht worden, der mit den — 
auch im Bußgeldverfahren geltenden — Grund- 
sätzen des Schuldprinzips nicht vereinbar sei, 
weil der Kraftfahrer aus einer bestimmten ge- 
trunkenen Menge Alkohol nicht genau auf des- 
sen Konzentration im Blut schließen könne. Die- 
ser Vorwurf ist unbegründet; der neue Tatbe- 
stand ist viel eindeutiger abgegrenzt als der Tat- 
bestand der Fahrimtüchtigkeit im geltenden 
Recht, da dieser mitunter schon bei einem Blut- 
aikoholgehalt von 0,5 Promille erfüllt sein kann 
und weil ein Kraftfahrer gerade im Grenzbereich 
der Fahrtüchtigkeit wegen des beeinträchtigten 
Einsichtsvermögens den Übergang zur Fahrun- 
tüchtigkeit nicht mehr genau feststellen kann. 
Die geplante Neuregelung erfüllt deshalb noch 
besser als das geltende Recht das rechtsstaatliche 
Anliegen der höchstmöglichen Bestimmtheit einer 
Sanktionsnorm; sie entspricht außerdem der 
rechtsdogmatischen und kriminalpolitisch ver- 
nünftigen Forderung, Tatbestände stets so ab- 
zugrenzen, daß sie auch bei Berücksichtigung der 
verfahrensrechtlichen Gegebenheiten geeignet 
sind, ihren Zweck zu erreichen. 

Aus diesem Grunde gibt es im Strafrecht wie im 
Recht der Ordnungswidrigkeiten zahlreiche so- 
genannte abstrakte Gefährdungstatbestände, die 
an einen leicht feststellbaren Sachverhalt an- 
knüpfen, der die Wahrscheinlichkeit des Eintritts 
einer konkreten Gefahr zwar nahelegt, den Nach- 
weis dieser Gefahr im Einzelfall aber nicht for- 
dert. So ist die Lage auch hier: Weil die An- 
knüpfung an die individuelle Fahruntüchtigkeit 
des Täters gerade die Wirksamkeit des Strafschut- 
zes in einem weiten Bereich in Frage stellt (vgl. 
oben AIII4), verwendet der Entwurf ergänzend 
den leichter festzustellenden Blutalkoholwert als 
Abgrenzungsmerkmal. Hinter dieser Regelung 
steht die naturwissenschaftliche Erfahrung, daß 
der bestimmte Blutalkoholwert erhebliche und 
für den Verkehr gefährliche Leistungsminderun- 
gen wahrscheinlich macht (vgl. oben A III 3), und 
daß der einzelne Fahrer unter Alkoholwirkung 
seine Fahrtüchtigkeit im allgemeinen nicht zutref- 
fend beurteilen kann (vgl. oben A III 4 am Ende). 


In vergleichbarer Weise verfährt der Gesetzgeber 
auch in anderen Fällen. So knüpft die Strafdro- 
hung wegen Fahrens ohne Fahrerlaubnis (§ 24 
des Straßenverkehrsgesetzes) nicht an die in- 
dividuellen Fahrfertigkeiten des Kraftfahrers, 
sondern an das Vorhandensein einer behörd- 
lichen Fahrerlaubnis an. Auch dahinter steht die 
allgemeine Erfahrung, daß der unausgebildete 
und ungeprüfte Kraftfahrer meist keine ausrei- 
chende Fahrfertigkeiten hat und deshalb für die 
Verkehrssicherheit gefährlich ist. Ebenso verhält 
es sich mit dem Tatbestand der Brandstiftung 
(§ 306 StGB), der Zuchthaus selbst dem androht, 
der sein eigenes Haus in Brand setzt, auch wenn 
er andere dadurch nicht gefährdet, den eigent- 
lichen Rechtsgüterschutzzweck des Gesetzes also 
überhaupt nicht beeinträchtigt. Zu den abstrak- 
ten Gefährdungstatbeständen gehören schließlich 
auch die vielen Ge- oder Verbote der Straßen- 
verkehrs-Ordnung, wie z. B. das der Geschwin- 
digkeitsbeschränkung. überall dort, wo nach der 
allgemeinen Erfahrung eine Handlung regel- 
mäßig oder häufig Gefahren für ein Rechtsgut 
verursacht, und wo es ohne Beeinträchtigung der 
Gefahrenabwehr nicht möglich ist, die im Einzel- 
fall gefährlichen von den weniger gefährlichen 
Handlungen zu trennen, muß und darf der Ge- 
setzgeber auf derartige abstrakte Gefährdungs- 
tatbestände zurückgreifen (vgl. oben A III 4). 

4. Der gegen die Neuregelung erhobene Vorwurf 
des Schematismus korrespondiert teilweise mit 
Bedenken, die gegen die Einbeziehung auch des 
fahrlässigen Handelns in die Bußgelddrohung er- 
hoben worden sind. Es wird darauf hingewiesen, 
daß eine allgemeingültige und genau bestimm- 
bare Beziehung zwischen Alkoholaufnahme und 
Blutalkoholspiegel nicht bestehe; der Kraftfahrer 
könne also im allgemeinen nicht sicher beurtei- 
len, wann seine Blutalkoholkonzentration die 
gesetzliche Grenze überschreite. Es trifft zu, daß 
im Einzelfall das Verhältnis von Trinkmenge und 
Blutalkohol von zahlreichen Unsicherheitsfakto- 
ren abhängt, und zwar vor allem vom Körper- 
gewicht, dem Alkoholgehalt und dem Flüssig- 
keitsvolumen des Getränkes, von der Füllung 
des Magens und des Darms mit Speisen, von der 
Trinkzeit und der Verteilung der Trinkmenge auf 
diese Zeit, von der Magen- und Darmbewegung 
und von der bei den Menschen verschiedenen 
Verteilung des Alkohols auf das Blut und das 
Körpergewebe (vgl. oben A III 3). Diese jeweils 
unterschiedlichen Faktoren bewirken, daß eine 
Berechnung der für einen bestimmten Blutalko- 
hoiwert erforderlichen Trinkmenge nur inner- 
halb einer gewissen Schwankungsbreite brauch- 
bare Ergebnisse liefert. Es ist deshalb kaum 
möglich und sogar gefährlich, eine Faustregel 
dieser Trinkmenge, berechnet etwa nur nach 
dem Körpergewicht, aufzustellen. Um mit Sicher- 
heit die gesetzliche Grenze nicht zu erreichen, 
muß der Kraftfahrer seinen Alkoholgenuß so ein- 
richten, daß er sich unter der Mindestmenge hält, 
die erfahrungsgemäß bei Personen seines Körper- 
gewichts zu der kritischen Konzentration führen 
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kann und die wissenschaftlich recht zuverlässig 
feststellbar ist. Überschreitet er diese Mindest- 
menge und erreicht er — sei es auch gegen seine 
Erwartung und seine früheren Erfahrungen — 
den gesetzlichen Grenzwert, so trifft ihn der Vor- 
wurf, daß er einerseits den Verstoß gegen das 
Gesetz riskiert und andererseits eine Alkohol- 
wirkung herbeigeführt hat, die — auch für ihn 
erkennbar — die Gefahr erheblicher Leistungs- 
ausfälle mit sich bringt. Unabhängig hiervon ist 
die Frage einer evtl. Fahruntüchtigkeit zu beur- 
teilen, die auch bereits nach dem Genuß kleiner 
Alkoholmengen eintreten kann (vgl. oben A III 3). 


IV. Entsprechende Regelungen im Ausland 

Auch im Ausland verstärken sich die Bestrebungen, 
bei der Abgrenzung des Alkoholtatbestandes von 
dem Erfordernis der individuellen Beurteilung des 
einzelnen Kraftfahrers abzukommen. In Schweden 
und Norwegen ist das Kraftfahren schon lange bei 
einem Blutalkoholgehalt von 0,5 Promille und mehr 
verboten. In Österreich und England ist die 0,8- 
Promille-Grenze — unter zum Teil sehr einschnei- 
denden Strafdrohungen — bereits geltendes Recht. 
Nach § 5 Abs. 1 der österreichischen Straßen- 
verkehrsordnung vom 6. Juli 1960 (österreichisches 
Bundesgesetzbl. S. 1897) gilt als „von Alkohol be- 
einträchtigt", wer einen Blutalkoholgehalt von 0,8 
Promille und darüber aufweist. Obwohl dieser 
Alkoholwert nicht bei allen Menschen und nicht 
unter allen denkbaren Umständen das Urteil der 
„Alkoholbeeinträchtigung" rechtfertigt, gibt es keine 
Widerlegung der gesetzlichen Vermutung im Einzel- 
fall. Diese Vorschrift hat sich in Österreich nach 
Berichten maßgeblicher Beobachter bisher im Er- 
gebnis günstig ausgewirkt. — In der Schweiz wird 
im Anschluß an den entsprechenden Vorschlag einer 
Sachverständigenkommission seit Juni 1964 von der 
Rechtsprechung ebenfalls ein Grenzwert von 0,8 
Promille zugrunde gelegt. 

Außerdem hat der Ministerrat der Europäischen 
Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) in einer 
Entschließung am 14. Juni 1967 empfohlen, in Europa 
einen einheitlichen Alkoholgrenzwert von 0,8 Pro- 
mille einzuführen 


V. Keine Änderung der bisherigen Straftatbestände 
über Alkohol am Steuer 

In der näheren Ausgestaltung, insbesondere in der 
Frage der systematischen Einordnung des neuen 
Tatbestandes und seiner rechtspolitischen Zielset- 
zung folgt der Entwurf dem Vorschlag des Bundes- 
gesundheitsamtes in dem oben erwähnten Gut- 
achten nicht ganz. Der Entwurf nimmt vor allem 
nicht die vom Bundesgesundheitsamt angeregte 
völlige Umgestaltung der geltenden Alkohol- 
tatbestände im Strafgesetzbuch vor (§§ 316, 315 c 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a), deren Kern in der Er- 
setzung des als unpraktikabel bezeichneten Tat- 
bestandsmerkmals der „Fahruntüchtigkeit" durch 


einen festen Gefahrengrenzwert von 0,8 Promille 
gesehen worden ist. 

Gegen eine derart weitgehende Umgestaltung des 
geltenden Rechts sprechen zwar keine durchgreifen- 
den rechtlichen oder naturwissenschaftlichen, wohl 
aber gewisse kriminalpolitische Bedenken. Der vom 
Bundesgesundheitsamt und vielen anderen Sach- 
kennern vorgeschlagene Weg der völligen Um- 
gestaltung der Alkoholtatbestände würde nach der 
erst kürzlichen Verschärfung des Alkoholtatbestan- 
des durch Einführung des § 316 StGB (vgl. oben 
A II Absatz 2) erneut zu einer nicht unerheblichen 
Verschärfung des Alkoholtatbestandes führen, die 
derzeit unter kriminologischen und verkehrspoliti- 
schen Aspekten nicht erforderlich erscheint. 

Der Entwurf läßt deshalb trotz gewisser Bedenken 
die Alkoholtatbestände des geltenden Rechts in den 
§§ 316 und 315 c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a StGB 
unberührt und ergänzt sie lediglich durch eine Zu- 
satzregelung, die der besseren Verwirklichung des 
eigentlichen Verkehrs- und kriminalpolitischen An- 
liegens der Alkoholstraftatbestände insgesamt die- 
nen soll (vgl, oben A III 4). Der Entwurf schaltet 
deshalb den neuen Tatbestand lediglich als Auf- 
fangtatbestand den geltenden Alkoholtatbeständen 
des Strafgesetzbuches vor. Ergibt sich im Einzelfall 
zusätzlich die Fahruntüchtigkeit des Betroffenen, so 
richtet sich die Beurteilung der Tat nach der Straf- 
vorschrift des § 316 oder des § 315 c Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a StGB. 


VL Einordnung als Ordnungswidrigkeit 

Der Entwurf begnügt sich bei der Ausgestaltung 
dieses Auffangtatbestandes mit einem Bußgeldtat- 
bestand. Es wird nicht verkannt, daß hiergegen ge- 
wisse dogmatische Bedenken erhoben werden kön- 
nen. Das Führen eines Kraftfahrzeuges nach nicht 
mehr ganz unbedeutendem Alkoholgenuß, wie er 
zur Überschreitung der 0,8-Promille-Grenze erforder- 
lich ist, kann zwar grundsätzlich auf eine erhebliche 
Verantwortungslosigkeit des betreffenden Kraft- 
fahrers schließen lassen. Kein Kraftfahrer, der den 
Gefahrengrenzwert überschreitet, kann nach medi- 
zinischen Erfahrungen noch für seine Fahrtüchtigkeit 
einstehen. Die von ihm ausgehende Gefährdung an- 
derer ist — insbesondere bei der zunehmenden Ver- 
kehrsdichte — erheblich; der ein solch riskantes 
Verhalten treffende Vorwurf ist sicher nicht gering 
einzuschätzen. Gleichwohl stehen diese Erwägungen 
einer Einordnung des neuen Tatbestands als Buß- 
geldtatbestand nicht entgegen. 

Der Gesetzgeber hat sich schon seit langem in der 
Entwicklung des Rechts der Ordnungswidrigkeiten 
nicht darauf beschränkt, nur Fälle des echten Ver- 
waltungsungehorsams als Ordnungsunrecht einzu- 
stufen. In immer stärkerem Maße hat er vielmehr 
auch abstrakte Gefährdungsdelikte als Ordnungs- 
unrecht bewertet, selbst wenn sich die Zuwider- 
handlungen gegen Gebote oder Verbote richteten, 
die dem Schutz von Leben und Gesundheit dienen 
sollen (vgl. z. B. § 25 des Gesetzes über das Apo- 
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thekenwesen vom 20. August 1960, Bundesgesetzbl. I 
S. 697, § 67 Abs. 1, 2, § 68 des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes vom 9. August 1960, Bundesgesetzbl. I 
S. 665). Auch das Einführungsgesetz zum Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten (EGOWiG) — Drucksache 
V/2601 — , das vom Bundestag beschlossen worden ist, 
sieht die Umstellung sämtlicher Verkehrsübertretun- 
gen auf Ordnungswidrigkeiten vor; dazu gehören 
auch die sogenannten unfallträchtigen Verstöße, wie 
z. B. Vorfahrtverletzung, zu schnelles Fahren und 
falsches Überholen. Berücksichtigt man hier, daß 
der neue Tatbestand — wenn auch nur in geringem 
Umfang — auch ungefährliche Handlungen mög- 
licherweise noch fahrtüchtiger Kraftfahrer ein- 
schließt, so erschöpft sich für diese Gruppe der Vor- 
wurf weitgehend in einem Ungehorsam gegenüber 
der Verkehrsordnung. Zwar hat sich andererseits 
die Unrechtsbewertung nicht an den denkbar leich- 
testen Fällen zu orientieren; doch erscheint es 
durchaus angemessen, den neuen Tatbestand ge- 
ringer zu bewerten, als die Fälle des Fahrens in 
absolut fahruntüchtigem Zustand. Beide Verhaltens- 
weisen haben nach Gefährlichkeit und Unrechts- 
gehalt unterschiedliches Gewicht, Der Zustand der 
nachweisbaren absoluten Farbuntüchtigkeit setzt in 
aller Regel einen größeren Alkoholgenuß voraus, 
als er zur Erreichung des Gefahrengrenzwertes er- 
forderlich ist. Will man aber beide Tatbestände von- 
. einander abstufen, so bleibt nach der langjährigen 
Gesetzgebungspraxis des Bundes praktisch nur der 
Weg der Einordnung des neuen Tatbestandes als 
Bußgeldvorschrift. 

Diese Einordnung als Bußgeldtatbestand läßt weder 
Anwendungsschwierigkeiten noch eine Bagatellisie- 
rung des Alkoholdelikts im Straßenverkehr („Kava- 
liersdelikt'') befürchten. Gegen eine solche Befürch- 
tung spräche bereits die Tatsache, daß das Führen 
eines Kraftfahrzeugs mit einer Blutalkoholkonzen- 
tration bis 1,29 Promille ohne den Nachweis der 
Fahruntüchtigkeit zur Zeit völlig straflos ist. Der 
Rechtsgüterschutz wird also nicht geschwächt, son- 
dern durch den neuen Auffangtatbestand erweitert 
und somit verstärkt. Die zusätzliche — oder viel- 
leicht auch alleinige — Anordnung des Fahrverbots 
sowie die etwa spätere Entziehung der Fahrerlaub- 
nis (z. B. im Wiederholungsfälle) dürften im übrigen 
im Ergebnis eine angemessene und ausreichende 
Reaktion sichern. 

Praktische Abgrenzungsschwierigkeiten, insbeson- 
dere gegenüber dem Straftatbestand des § 316 StGB, 
mit den sich daraus ergebenden verfahrensrecht- 
lichen Folgen, dürften auf der Grundlage des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) — Drucksache V/2600 — nicht eintreten. 
Ergeben sich im Ermittlungsverfahren Anhalts- 
punkte für eine Straftat nach § 316 StGB, so hat 
das Strafverfahren Vorrang, weil die Straftat die 
Ordnungswidrigkeit verdrängt (vgl. § 15 E OWiG), 
Entscheidet das Gericht über die Beschuldigung, so 
beurteilt es die in der Anklage bezeichnete Tat 
zugleich unter den rechtlichen Gesichtspunkten einer 
Ordnungswidrigkeit (§ 71 E OWiG). Ist die Staats- 
anwaltschaft der Auffassung, daß das Gericht dabei 


die Fahruntüchtigkeit zu Unrecht verneint hat, so 
kann sie das Urteil mit den Rechtsmitteln des Straf- 
verfahrens anfechten. Nennenswerte Schwierig- 
keiten dürften andererseits auch nicht im Bußgeld- 
verfahren bei der Verwaltungsbehörde zu erwarten 
sein. Die Verwaltungsbehörde hat die Ermittlungen 
auf alle Umstände zu erstrecken, die für die Beurtei- 
lung der Tat von Bedeutung sein können (vgl. § 37 
Abs. 1 und 2 E OWiG in Verbindung mit § 160 
Abs. 2, 3 StPO); ergeben sich hierbei auch nur ge- 
wisse Anhaltspunkte dafür, daß Fahruntüchtigkeit, 
d. h. eine Straftat (§ 316 StGB), vorliegt, so ist sie 
gehalten, die Sache an die Staatsanwaltschaft ab- 
zugeben (§ 32 E OWiG). Diese entscheidet dann, 
ob ein Strafverfahren durchzuführen ist oder nicht. 


VIL Zusatzregelung nur für Kraftfahrer 

Der neue zusätzliche Bußgeldtatbestand gilt nur für 
Kraftfahrer. Diese Beschränkung ist vor allem des- 
halb geboten, weil die naturwissenschaftlichen Er- 
fahrungen über die Bedeutung des Alkohols für die 
Fahrtüchtigkeit vornehmlich an Kraftfahrern ge- 
wonnen worden sind und weil für andere Teilneh- 
mer am Straßenverkehr auch nicht annähernd ver- 
gleichbares Material vorliegt. Für diese anderen 
Verkehrsteilnehmer, wie Radfahrer, Fuhrwerkfüh- 
rer und Fußgänger, würde es deshalb auf große 
Schwierigkeiten stoßen, diejenige Alkoholkonzen- 
tration zu bestimmen, bei der es wahrscheinlich ist, 
das der einzelne den für seine Teilnahme am Ver- 
kehr zu stellenden Anforderungen nicht mehr ge- 
wachsen ist. Hinzu kommt, daß ernste Störungen 
der Verkehrssicherheit durch nicht motorisierte Ver- 
kehrsteilnehmer unter Alkoholeinfluß ungleich viel 
seltener sind. Weil sie nicht massenhaft Vorkommen 
und regelmäßig auch geringere Gefahren verur- 
sachen, sind sie kein so dringendes verkehrspoliti- 
sches Problem. Deshalb kann hingenommen werden, 
daß sie weiterhin nach den Grundsätzen des gel- 
tenden Rechts behandelt werden (vgl. § 2 StVZO 
i. V. m. § 21 StVG; § 315 c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe 
a, § 316 StGB). 


VIII. Die Unrechtsfolgen 

Als Unrechtsfolgen sieht der Entwurf die Festsetzung 
einer Geldbuße und die Anordnung eines Fahr- 
verbots vor: Die Höhe der Bußgelddrohung richtet 
sich nach den allgemein für Verkehrsordnungswid- 
rigkeiten geltenden Vorschriften. Das bedeutet, daß 
nach § 1 1 Abs. 1 E OWiG bei vorsätzlichem Handeln 
eine Geldbuße bis zu 1000 DM und bei fahrlässigem 
Handeln nach § 11 Abs. 2 E OWiG eine solche bis 
zu 500 DM angeordnet werden kann. 

Als Nebenfolge ist nach § 25 StVG (i. d. F. von Ar- 
tikel 3 des EG OWiG) das Fahrverbot vorgesehen 
(Nummer 2 des Entwurfs). Im Falle der Verwirk- 
lichung des 0,8-Promille-Tatbestands kann das Fahr- 
verbot — im Gegensatz zur Begehung einer Ord- 
nungswidrigkeit nach § 24 StVG (neu) — - ange- 
ordnet werden, ohne daß es des Nachweises der 
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„groben oder beharrlichen Verletzung der Pflichten 
eines Kraftfahrzeugführers" (§ 25 Abs. 1 Satz 1 
StVG) bedarf. Der Entwurf geht davon aus, daß die 
Verwirklichung des 0,8-Promille-Tatbestands in der 
Regel eine grobe Pflichtverletzung darstellt. Ob das 
Fahrverbot auch als alleinige Sanktion ohne gleich- 
zeitige Verhängung einer Geldbuße in Betracht 
kommt, sollte im weiteren Verlaufe des Gesetz- 
gebungsverfahrens geprüft werden. 


IX. Zuständige Verwaltungsbehörde 

Nummer 3 des Entwurfs regelt die Frage, welche 
Verwaltungsbehörde für die Ahndung einer Ver- 
letzung des neuen Bußgeldtatbestands zuständig 
sein soll. Der Entwurf sieht vor, daß — wie bei den 
übrigen Verkehrsordnungswidrigkeiten — auch hier 
zuständige Bußgeldbehörde die Behörde oder 
Dienststelle der Polizei sein soll, die von der Lan- 
desregierung durch Rechtsverordnung näher be- 
stimmt wird. Eine abweichende Regelung erscheint 
weder zweckmäßig noch erforderlich. Für die rasche 
und einfache Abrügung einer derartigen Ordnungs- 
widrigkeit, die sich auch hinsichtlich der vorgesehe- 
nen Sanktion in keiner Weise von den übrigen Ver- 
kehrsordnungswidrigkeiten unterscheidet, gelten 
dieselben Gesichtspunkte, wie sie bereits in der Be- 
gründung zu § 26 StVG (i. d. F. von Artikel 3 des 
EGOWiG) dargelegt worden sind. Auch hier ver- 
fügt die Polizeibehörde als künftig zuständige Buß- 
geldbehörde bereits über die notwendige Sach- 
kunde. Nachdem es in diesem Bereich auch nicht 
auf die oft komplizierte Beurteilung der Frage der 
Fahruntüchtigkeit ankommt, sondern der in Zif- 
fern ausgedrückte Blutalkoholbefund in erster 
Linie von Bedeutung ist, bestehen keine Bedenken, 
die Zuständigkeit für die Ahndung auch dieser 
' Verkehrsordnungswidrigkeiten allgemein für die 
Abrügung von Verkehrsordnungswidrigkeiten künf- 
tig zuständigen Bußgeldbehörde zu übertragen. 
Soweit sich bei der Feststellung des Sachverhalts 


auch nur gewisse äußere Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Fahruntüchtigkeit ergeben, hat die 
Verwaltungsbehörde den Vorgang nach § 32 E 
OWiG an die Staatsanwaltschaft abzugeben, die 
alsdann allein zu prüfen hat, ob die festgestellte 
Tat eine Straftat (§ 316 StGB) ist (vgl. oben VI am 
Ende). 


X. Eintragung in das Verkehrszentralregister 

Nummer 4 stellt sicher, daß rechtskräftige Entschei- 
dungen wegen einer Ordnungswidrigkeit nach 
§ 24 a ebenfalls im Verkehrszentralregister des 
Kraftfahrt-Bundesamtes in Flensburg registriert 
werden. Daß gerade für die Erfassung dieses Per- 
sonenkreis ein erhebliches verkehrspolitisches 
Bedürfnis besteht, bedarf keiner weiteren Begrün- 
dung. 

C 

Berlin-Klausel 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 


D 

Inkrafttreten 

Artikel 3 regelt das Inkrattreten des Gesetzes. Die 
Regelung geht davon aus, daß bei Verkündung des 
Gesetzes sowohl das neue Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten als auch das Einführungsgesetz dazu 
bereits in Kraft getreten sind. Anderenfalls wäre 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
dem für Artikel 3 des Einführungsgesetzes zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vorgesehenen 
Zeitpunkt anzupassen (vgl. Artikel 157 Abs. 2 
Satz 2). 
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